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� EDITORIAL
Die heutige Ausgabe unserer Veröffentlichungsreihe greift
einen aktuellen Fall aus der Rechtsprechung auf und be-
leuchtet eine Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts
des Landes Rheinland-Pfalz aus dem Jahr 2016 (Urteil des
OVG RP vom 28.06.2016 - 1 C 10678/15) bei dem es einmal
mehr um die Frage ging, ob es sich bei einer Bebauungs-
planänderung möglicherweise um „Etikettenschwindel“ han-
delt und die Gemeinde eine Gefälligkeitsplanung zugunsten
eines einzelnen Bauherren und zu Lasten der sonstigen, im
Gebiet ansässigen Bewohner auf den Weg gebracht und
damit ihre Planungshoheit überstrapaziert hat.
Das Urteil ist für die planerische Praxis unserer Ansicht nach
von großer Bedeutung, da ähnliche Fälle immer wieder Ge-

genstand strittiger Auseinandersetzungen sind und gerade
im Zuge der Änderung älterer Bebauungspläne häufig die
Frage auftaucht, ob deren Festsetzungen den heutigen An-
forderungen an eine gerechte Abwägung der betroffenen
Belange standhalten.
Das vorliegende Urteil macht deutlich, dass es bei einer ge-
richtlichen Überprüfung nicht auf die Festsetzungen des Ur-
sprungsplans, sondern allein auf die Festsetzungen an-
kommt, die Gegenstand der Änderungsplanung sind.
Auch die vom Gericht behandelte Frage, ob für Grund-
stückseigentümer außerhalb des Änderungsgebietes über-
haupt eine Klagebefugnis besteht, dürfte von allgemeinem
Interesse sein.
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GEFÄLLIGKEITSPLANUNG ODER RECHTMÄSSIGES PLANERISCHES
ERMESSEN? – ETIKETTENSCHWINDEL ODER ZULÄSSIGE
ENTSCHEIDUNG DER GEMEINDE?
Der Streit um die Änderung eines Bebauungsplans zur Errichtung eines
Winzerbetriebs mit Pensionszimmern in einem vermeintlichen Wohngebiet
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In einem Normenkontrollverfahren, das das Oberverwal-
tungsgericht (OVG) des Landes Rheinland-Pfalz kürzlich zu
entscheiden hatte1, stritten sich die Beteiligten über die
Wirksamkeit einer Bebauungsplanänderung, die der Errich-
tung eines Winzerbetriebs mit Fremdenpension in einer
überplanten Innenortslage dienen sollte.
Der Ursprungsbebauungsplan, der für seinen Geltungsbe-
reich ein Dorfgebiet (MD) ausweist, stammt aus dem Jahr
1997. Die Antragsteller sind Eigentümer von Grundstücken
innerhalb des Plangebietes, die sämtlich mit Wohnhäusern
bebaut sind. Sie wehren sich dagegen, dass in ihrer Nach-

barschaft ein Winzerbetrieb mit Pensionszimmern errichtet
werden soll, von dem ihrer Meinung nach eine „erdrückende
Wirkung“ ausgeht und der nach ihrer Ansicht in einem Ge-
biet, das sich mittlerweile zu einem reinen Wohngebiet ent-
wickelt hat, nicht zulässig ist. Sie tragen vor, dass es sich
bei den Festsetzungen des seinerzeitigen Bebauungsplans
um „Etikettenschwindel“ gehandelt habe und von Anfang
an beabsichtigt gewesen sei, hier ein Wohngebiet zu reali-
sieren. Die Ausweisung eines Dorfgebietes sei 1997 nur des-
halb erfolgt, um die Schutzwürdigkeit des Gebietes gegen-
über Lärmimmissionen herabzusetzen.
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Sie zitieren aus der Begründung zum Bebauungsplan, in der
zu diesem Punkt folgendes ausgeführt wird:
„Da in der Ortsgemeinde S. und insbesondere im Ortsteil S.
noch landwirtschaftliche Betriebe anzutreffen sind und bei
der relativ kleinen Ortslage nirgends die Abstände für ein im-
missionsfreies Wohnen gegeben sind, wird von der Auswei-
sung eines reinen oder allgemeinen Wohngebietes abgese-
hen. Bei der Ausweisung Dorfgebiet ist somit auch der Er-
halt und die Entwicklung der Betriebe nicht durch Abwehr-
ansprüche gefährdet. Außerdem entspricht die Ausweisung
den Vorgaben des Flächennutzungsplanes der Verbandsge-
meinde.“
Die Antragsteller führen zudem an, dass die Gemeinde
durch eine 1. Änderung des Bebauungsplans, die im Jahr
2006 erfolgte, eindeutig zu erkennen gegeben habe, dass
die Absicht, das Plangebiet zu einem Dorfgebiet zu entwi-
ckeln, aufgegeben wurde. So sei damals die zulässige First-
höhe von ursprünglich 13 auf nur noch 10 m herabgesetzt
und zur Begründung ausgeführt worden, dass es beabsich-
tigt sei, die wohnbauliche Entwicklung der Gemeinde aus-
zubauen und den Plan deshalb entsprechend zu ändern.
Für die Absicht, künftig eher die wohnbauliche Entwicklung
zu fördern, spreche auch der im Jahr 2012 gefasste Be-
schluss des Gemeinderates, die Mindestdachneigung im
gesamten Plangebiet von ursprünglich 30 bis 45° auf 20°
zu reduzieren. Anlass für diese Planänderung war der Antrag
eines Bauherren, der sein Vorhaben im Bungalowstil mit ei-
ner Dachneigung von 25° verwirklichen wollte, wogegen die
ursprünglichen Festsetzungen getroffen wurden, um eine
orts- und regionaltypische dörfliche Bauweise zu gewähr-
leisten. All dies seien klare Hinweise dafür, dass spätestens
ab diesem Zeitpunkt seitens des Plangebers eine wohnbau-
liche Nutzung im Geltungsbereich des Bebauungsplans an-
gestrebt wurde.
Im Jahr 2013 beschloss der Gemeinderat dann, eine angren-
zende Weinbauparzelle mit einer Größe von über 800 m2 in
den Geltungsbereich des Bebauungsplans einzubeziehen
und hier sowie auf weiteren Parzellen, die im Gemeindeei-
gentum standen, die Errichtung des strittigen Winzerbe-
triebs zu ermöglichen. Zu diesem Zweck wurde für ein ins-
gesamt knapp 2.900 m2 großes Teilgebiet die Trauf- und
Firsthöhe auf 9 bzw. 12 m erhöht. Außerdem verlegte man
in diesem Teilbereich ursprünglich festgesetzte private Grün-
flächen auf eine andere Parzelle und vergrößerte im nord-
westlichen Teil des Bebauungsplans die überbaubare
Grundstücksfläche.
Anlass für diese neuerliche Planänderung war die Absicht
eines ortsansässigen Winzers, der auf den vorgenannten
Grundstücken einen neuen Betrieb mit ca. 10 Gästezim-
mern errichten wollte. Die Erweiterung des Plangebietes
wurde damit begründet, dass das geplante Vorhaben an-
sonsten die festgesetzte Grundflächenzahl von 0,4 sowie
die Geschossflächenzahl von 0,8 nicht einhalten könne. Die
Durchführung der streitgegenständlichen Planänderungen
erfolgte im vereinfachten Verfahren.
Im Rahmen der Offenlage erhoben die Antragsteller Einwän-
de gegen die Planung, die jedoch im Zuge der Abwägung
durch den Gemeinderat zurückgestellt wurden. Im April
2014 beschloss der Gemeinderat den Änderungsplan
schließlich als Satzung und machte ihn danach im Juli be-
kannt.
Für die Errichtung des Winzerbetriebs mit Gästezimmern

wurde durch die zuständige Kreisverwaltung bereits kurz
vor Satzungsbeschluss ein positiver Bauvorbescheid erteilt
und darin festgestellt, dass „die beabsichtigte Errichtung ei-
nes Winzerbetriebs mit angeschlossener Pension in der Ge-
markung S. (...) im Hinblick auf die Art der baulichen Nutzung
zulässig ist“. Die hiergegen nach einem erfolglos gebliebe-
nen Widerspruchsverfahren erhobene Klage der Antragstel-
ler wies das Verwaltungsgericht Koblenz mit Urteil vom 31.
März 2015 2 ab.
Der daraufhin am 10. Juli 2015 gestellten Normenkontroll-
antrag machte geltend, dass der angegriffene Änderungs-
bebauungsplan an beachtlichen formellen Fehlern leide.
Hierbei wurde insbesondere folgendes angeführt:

Die Voraussetzungen für ein vereinfachtes Verfahren ge-�

mäß § 13 Abs.1 BauGB seien nicht gegeben, da durch die
Planänderung die Grundzüge der Planung berührt würden.
Sinn des Ursprungsbebauungsplans sei nämlich die Ent-
stehung eines Wohngebiets gewesen, auch wenn man ein
Dorfgebiet festgesetzt habe. Diese Formulierung sei zum
Zweck der Herabsenkung des Lärmschutzniveaus im
Plangebiet nur vorgeschoben und stelle einen Etiketten-
schwindel dar. Der Ansiedlung von Wirtschaftsstellen land-
und forstwirtschaftlicher Betriebe habe die geringe Größe
der Grundstücke sowie deren geringe bauliche Ausnutz-
barkeit entgegengestanden, weshalb die Realisierung ei-
ner Mischnutzung gar nicht möglich gewesen sei.
Die beklagte Kommune habe bereits mit der ersten Plan-�

änderung Ihre eigentliche Absicht, das Plangebiet als
Wohngebiet zu entwickeln, fortgeschrieben, indem sie die
Nutzungsmaße noch einmal reduziert und dies unter an-
derem mit dem weiteren Ausbau der wohnbaulichen Ent-
wicklung begründet habe.
Von der bislang „tragenden Plankonzeption“, nämlich ei-�

nem Wohngebiet, werde nunmehr abgewichen, da die Ge-
meinde jetzt (erstmals) eine gegenteilige Entwicklung ein-
leite, indem Sie einen Winzerbetrieb mit Gästezimmern er-
möglicht. Nach Ansicht der Kläger handelt es sich dabei
um einen gebietsfremden, die Wohnnutzung störenden
Gewerbebetrieb.
Weiterhin sei die Planung im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB�

gar nicht erforderlich, da sie sich ausschließlich an den
Wünschen und Bedürfnissen eines einzelnen Nutzers,
nämlich des künftigen Bauherrn orientiere. Insofern han-
dele es sich eindeutig um eine unzulässige Gefälligkeits-
planung. Hierfür spreche auch die Tatsache, dass die Nut-
zungsmaße nicht im gesamten Geltungsbereich des Be-
bauungsplans, sondern nur im Änderungsbereich, also
gezielt für das strittige Vorhaben erhöht wurden, während
für alle anderen Grundstücke nach wie vor die reduzierten
Maße der ersten Planänderung gelten.
Darüber hinaus habe die Gemeinde das Gebot der Ermitt-�

lung und der zutreffenden Bewertung der abwägungser-
heblichen Belange gemäß § 2 Abs. 3 BauGB verletzt. So
sei z.B. nicht berücksichtigt und bewertet worden, dass
mit dem durch die Planänderung ermöglichten Winzer-
und Pensionsbetrieb eine erheblich belastende Lärmquelle
in einer ruhigen Wohngegend zugelassen werde. Insbe-
sondere hätte die Störungsintensität des hinzutretenden
Betriebs ermittelt und abgewogen werden müssen.

Zudem wurde angeführt, dass ein Verstoß gegen § 3 Abs.
2 Satz 2 Baugesetzbuch (BauGB) vorliege, weil die Antrags-
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gegnerin Ort und Dauer der Auslegung nicht mindestens ei-
ne Woche vor ihrem Beginn ortsüblich bekannt gemacht ha-
be. Auch die Notwendigkeit der Umwandlung von land- und
forstwirtschaftlichen Flächen in Bauland dürfe nur aus-
nahmsweise erfolgen und müsse gemäß § 1a Abs. 2 Satz
4 BauGB besonders begründet werden, was vorliegend
nicht geschehen sei. Außerdem seien die Belange des Um-
welt- und Naturschutzes gemäß § 1a Abs. 2 BauGB im Zuge
der Planung nicht ausreichend berücksichtigt worden.
Die „Gigantonomie eines Bauherrn“ allein rechtfertigt nach
Ansicht der Kläger nicht die Einbeziehung eines bisherigen
Außenbereichsgrundstücks in den Geltungsbereich der Be-
bauungsplanänderung und der überdimensionierte Baukör-
per rufe zahlreiche Nutzungskonflikt hervor, die planerisch
unbewältigt geblieben seien.
Alles in allem erweise sich die Bauleitplanung auch wegen
eines Verstoßes gegen das Gebot der rechtmäßigen Abwä-
gung im Sinne des § 1 Abs. 7 BauGB als materiell fehlerhaft,
denn der ursprüngliche Bebauungsplan in der Fassung der
1. Planänderung werde durch die streitgegenständliche 2.
Planänderung in sein Gegenteil verkehrt.
Die Antragsteller führen abschließend an, dass sie „im Ver-
trauen auf die Beständigkeit der Planung und der aufgrund
dieser Planung eingesetzten Entwicklung zu einem reinen
Wohngebiet mit erheblichem finanziellen Aufwand Grund-
stücke erworben und mit Wohnhäusern bebaut (haben), die
jetzt völlig entwertet seien. Das Planungshandeln der An-
tragsgegnerin erweise sich als widersprüchlich und verstoße
gegen das Gebot konsequenten Verwaltungshandelns. Zu-
dem habe man den Belang des fortwirkenden und erwei-
ternden Bestandsschutzes nicht beachtet.“ Sie beantragen
daher, die 2. Änderung und Erweiterung des Bebauungs-
plans für unwirksam zu erklären.
Die beklagte Gemeinde beantragt, den Normenkontrollan-
trag abzulehnen und tritt den Darlegungen der Antragsteller
mit eigenen Ausführungen entgegen.
Sie begründet ihre Auffassung, dass der Antrag bereits un-
zulässig und zudem unbegründet sei, im Kern mit folgenden
Argumenten:

Die Antragsteller liegen mit ihren Grundstücken außerhalb�

des Änderungsbereichs der Bauleitplanung. Insofern sei
eine unmittelbare Planbetroffenheit nicht erkennbar.
Es sei zudem falsch, dass abwägungsrelevante Belange,�

die hätten berücksichtigt werden müssen, unberücksich-
tigt geblieben seien. Insbesondere sei die Art der im Ur-
sprungsplan festgesetzten Nutzung, nämlich eine ge-
mischte Nutzung im Sinne eines Dorfgebietes (MD), von
der Änderung des Bebauungsplanes unberührt geblieben.
Lediglich die Festsetzung höherer Trauf- und Firsthöhen�

könne gewisse Auswirkungen auf die Kläger nach sich zie-
hen, die aber vorliegend nicht gravierend seien, zumal den
Anwohnern der Schutz durch die bauordnungsrechtlich
gesicherten Abstandsflächen verbleibe.
Die Antragsteller hätten darüber hinaus für die Verfolgung�

ihres Begehrens kein Rechtsschutzinteresse, da das Ver-
waltungsgericht ihre Klage gegen den erteilten Bauvorbe-
scheid abgewiesen habe und dass das strittige Vorhaben
selbst im Fall der Unwirksamkeit des angegriffenen Ände-
rungsplans nicht mehr angreifbar sei und die Kläger sich
damit keine Vorteile verschaffen könnten.
Anders als die Antragsteller anführen, seien zudem die Vo-�

raussetzungen für die Durchführung eines vereinfachten

Verfahrens nach § 13 BauGB erfüllt, da die Planänderung
lediglich aus einer geringfügigen Erweiterung des Plange-
biets, der Zulassung niedrigerer Dachneigungen und – auf
einer Teilfläche – der Festsetzung einer jeweils 2 m höhe-
ren Trauf- und Firsthöhe bestehe.
Die Erforderlichkeit der Planung im Sinne des § 1 Abs. 3�

BauGB stehe außer Frage, denn eine Gemeinde dürfe
durchaus auch gewichtige private Interessen zum Anlass
einer Bauleitplanung nehmen. Der Vorwurf einer Gefällig-
keitsplanung sei zudem auch schon deshalb unberechtigt,
weil die Ansiedlung eines Winzerbetriebes der planeri-
schen Vorgabe der Art der baulichen Nutzung (MD) ent-
spreche und es sich vorliegend um einen Angebotsbebau-
ungsplan handele.
Eine Änderung der Gebietsart habe nicht stattgefunden�

denn die 2. Änderung des Bebauungsplanes treffe über-
haupt keine Regelung zur Nutzungsart. Insofern gelten die
Festsetzungen des Ursprungsbebauungsplans unverän-
dert fort. Nicht die zweite Planänderung ermögliche die
Ansiedlung eines in einem Dorfgebiet zulässigen Betrie-
bes, sondern dies habe vielmehr schon der ursprüngliche
Bebauungsplan getan.
Die Antragsteller hätten ihre Wohngebäude aus eigenem�

Entschluss in einem förmlich festgesetzten Dorfgebiet an-
gesiedelt. Deshalb seien sie insofern dort nicht schutz-
würdig.

Weitere, im Zuge des Verfahrens angeführte Argumente sind
hier nicht von Belang und müssen insofern nicht weiter aus-
geführt werden.

Das OVG Koblenz entschied, dass der Normenkontrollan-
trag abzulehnen sei und das Begehren der Antragsteller, die
2. Änderung des von ihnen angegriffenen Bebauungsplans
für unwirksam zu erklären, schon wegen fehlender Antrags-
befugnis unzulässig ist.
Hierzu wurde im Urteil folgendes ausgeführt:
„Nach § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO ist nur derjenige antrags-
befugt, der geltend macht, durch Festsetzungen des ange-
griffenen Bebauungsplanes oder deren Anwendung in sei-
nen Rechten verletzt zu sein oder in absehbarer Zeit zu wer-
den. Dazu muss ein Antragsteller hinreichend substantiiert
Tatsachen vortragen, die es zumindest möglich erscheinen
lassen, dass er durch die Festsetzungen der angegriffenen
Satzung in einer eigenen Rechtsposition verletzt wird.3 Eine
Rechtsverletzung kommt dabei stets dann in Betracht, wenn
sich der Eigentümer oder eine ihm gleichgestellte Person
gegen eine Festsetzung wendet, die unmittelbar ihr im Plan-
gebiet gelegenes Grundstück betrifft.“
Begründet wird dies mit der Feststellung, dass es sich bei
den Regelungen eines Bebauungsplans um Inhalts- und
Schrankenbestimmungen im Sinne des Artikels 14 Abs. 1
Satz 2 Grundgesetz (GG) handelt. Danach muss ein Eigen-
tümer Beschränkungen, die sich für die Nutzung seines
Grundeigentums ergeben, nur dann hinnehmen, sofern der
als Satzung erlassene Plan rechtmäßig ist, was in einem
Normenkontrollverfahren überprüft werden kann.4 Wird ein
Bebauungsplan aber (nur) so geändert, dass das Grund-
stück von den neuen Festsetzungen unberührt bleibt, ist ei-
ne Verletzung des Grundeigentums ausgeschlossen.
Im vorliegenden Fall führt der erkennende Senat aus, dass
die maßgeblichen Festsetzungen – hier also insbesondere
hinsichtlich der Gebietsart – bereits in dem früheren Bebau-
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ungsplan getroffen wurden und nicht in der streitgegen-
ständlichen 2. Änderung.5

Über diese Art der Planbetroffenheit hinaus lässt sich eine
Antragsbefugnis jedoch auch aus einer möglichen Verlet-
zung des Abwägungsgebots des § 1 Abs. 7 BauGB herlei-
ten. Eine auf diese Art begründete schützenswerte Rechts-
position reicht weiter, als die wegen einer möglichen Eigen-
tumsverletzung in Betracht kommende. Dem Abwägungs-
gebot kommt nämlich ein drittschützender Charakter zu.6

In die Abwägung sind aber nur solche (schutzwürdige) Be-
lange einzustellen, die durch die Planänderung berührt wer-
den. Die Belange einer früheren Planung, im vorliegenden
Fall also des Ursprungsbebauungsplans aus dem Jahr 1997
oder seiner früheren Änderungen, sind demgegenüber
grundsätzlich nicht mehr in den Blick zu nehmen und ge-
gen- und untereinander abzuwägen.7

In dem zu entscheidenden Fall kann es also nicht um die
bauplanerischen Festsetzungen des ursprünglichen Bebau-
ungsplanes und die in diesem Zusammenhang erfolgte Ab-
wägung gehen, sondern nur noch um die Punkte, die tat-
sächlich Gegenstand der 2. Änderung waren (Erweiterung
des Plangebiets und damit einhergehend Vergrößerung der
überbaubaren Grundstücksflächen und Verlegung von Grün-
flächen sowie Veränderung der Trauf- und Firsthöhe). Eine
Betroffenheit aufgrund dieser Änderungen vermochte der
Senat nicht zu erkennen.
Da die Gebietsart (MD) im Zuge der Änderungsplanung
unangetastet blieb, kann diese auch nicht Gegenstand der
Prüfung einer möglichen Rechtsverletzung der Antragstel-
ler sein. Auf eine Verletzung des Abwägungsgebots wegen
der angeblichen Änderung des Gebietscharakters durch
das strittige Vorhaben können sich diese demnach nicht
berufen.
Eine Antragsbefugnis wegen der Verletzung von Eigentums-
rechten kommt nicht in Betracht, weil sich die Grundstücke
der Kläger sämtlich außerhalb des Geltungsbereichs der Än-
derungsplanung befinden und die planungsrechtlich ge-
schützten Belange einer ausreichenden Besonnung, Belich-
tung und Belüftung im Hinblick auf diese Parzellen ersicht-
lich gewahrt bleiben. Das Gericht begründet dies damit,
dass die Entfernung der überbaubaren Bereiche des Plan-
änderungsgebiets zu den Grundstücken der Kläger mindes-
tens ca. 11,5 m und in einem Fall sogar 25 m beträgt und
die angesprochenen Festsetzungen keine Verkürzung der
Abstandsflächen bewirken. Von einer seitens der Antragstel-
ler angeführten „unzumutbaren“ und „erdrückenden Wir-
kung“ des durch die Änderung ermöglichten Vorhabens kön-
ne unter diesen Umständen keine Rede sein.
Da die angefochtene Satzung keine Neuregelung zur Art der
zulässigen baulichen Nutzung enthält, droht nach Ansicht
des Gerichtes auch kein „Kippen“ des Gebietscharakters,
wie von den Antragstellern befürchtet. Das Baugebiet war
schon immer als Dorfgebiet ausgewiesen und derzeit seien
noch zahlreiche Bauplätze unbebaut, so das eine Entwick-
lung hin zu einem Dorfgebiet trotz der bisher erfolgten tat-
sächlichen Bebauung mit Wohnhäusern weiterhin möglich
ist. Zudem sei das strittige Vorhaben in einem Dorfgebiet
ohne Weiteres zulässig und stärke damit den Gebietscha-
rakter, der planerisch gewollt ist.
Auch andere Argumente, die seitens der Kläger angeführt
wurden, greifen nicht. So lässt sich auch aus der von

den Antragstellern befürchteten Zunahme der Verkehrsim-
missionen durch das Vorhaben keine Antragsbefugnis her-
leiten.
Zwar gehört eine planbedingte Zunahme des Verkehrslärms
grundsätzlich zum Abwägungsmaterial 7, allerdings muss
dieser Belang nach den Ausführungen des OVG Koblenz
dann nicht in die Abwägung eingestellt werden, wenn der
Lärmzuwachs nur geringfügig ist oder sich nur unwesentlich
auf das Nachbargrundstück auswirkt. Dabei lässt sich die
Frage, ob vermehrte Verkehrslärmbeeinträchtigungen mehr
als geringfügig sind nicht anhand fester Maßstäbe, sondern
nur nach den Umständen des Einzelfalls beantworten. In
diesem Zusammenhang sind in einer wertenden Betrach-
tung die konkreten Verhältnisse des jeweiligen Vorhabens
unter Berücksichtigung der Vorbelastung und der Schutz-
würdigkeit der Gebietsart zu würdigen. 8

Im vorliegenden Fall ergeben sich nach Ansicht des erken-
nenden Senats keine Anhaltspunkte dafür, dass eine ins Ge-
wicht fallende Zunahme der Geräuschimmissionen aufgrund
der Planänderung eintreten kann. Winzerbetriebe mit ange-
schlossener Pension sind in einem Dorfgebiet nach dem
Festsetzungskatalog des § 5 Baunutzungsverordnung
(BauNVO) ohne Weiteres zulässig. Daraus folgt, dass hier
von vornherein mit einem höheren Anliegerverkehr gerech-
net werden muss. Die Antragsteller können sich also nicht
auf die derzeitige Situation berufen, in der im Plangebiet
noch vorwiegend Wohnhäuser vorhanden sind.
Dass der hinzukommende Verkehr abwägungserhebliche
Lärmkonflikte hervorrufen könnte, wurde im Übrigen von
den Antragstellern nicht ausreichend dargelegt. Ein An-
spruch auf Fortbestand oder Aufrechterhaltung einer mo-
mentan bestehenden, im Sinne der Anlieger und somit auch
der Kläger günstigen Verkehrssituation, besteht jedenfalls
nach den Ausführungen des Gerichts nicht.
In dem Urteil des OVG Rheinland-Pfalz werden noch zahl-
reiche andere Gesichtspunkte beleuchtet. So wird z.B. die
Frage in den Blick genommen, ob es sich bei den bauge-
stalterischen Festsetzungen im Sinne des § 88 Abs. 1 Nr. 2
Landesbauordnung (LBauO) trotz der gemäß §§ 9 Abs. 4
BauGB und 88 Abs. 6 LBauO erfolgten Aufnahme in den
Bebauungsplan um selbstständige bauordnungsrechtliche
Regelungen handelt, deren Wirksamkeit unabhängig von
den in der Änderungssatzung enthaltenen bauplanerischen
Festsetzungen einer eigenständigen rechtlichen Beurteilung
unterliegen.
Dabei wird festgestellt, das eine mögliche Rechtsbeeinträch-
tigung der Antragsteller lediglich dazu führen würde, dass
wegen der ansonsten fehlenden Antragsbefugnis nur diese
Festsetzungen einer inhaltlichen Überprüfung unterzogen
werden könnten. Selbst eine solche Beeinträchtigung wird
jedoch vorliegend verneint, weil aus der Verringerung der
Dachneigung nach Feststellung des Gerichts keine Klage-
befugnis resultiert.
Im Urteil wird ausgeführt, dass die streitgegenständliche 2.
Änderung des Bebauungsplans keine rechtserheblichen
Fehler aufweist und die Satzung auch nicht deswegen feh-
lerhaft ist, weil die Gemeinde − wie von den Antragstellern
vortragen − die Voraussetzungen für ein vereinfachtes Ver-
fahren zur Planänderung zu Unrecht angenommen hat.
Die Anwendbarkeit des § 13 BauGB für ein vereinfachtes
Verfahren setzt voraus, dass bei der Änderung oder Ergän-
zung eines Bauleitplans die Grundzüge der Planung nicht
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berührt werden. Darüber hinaus darf die Zulässigkeit von
Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) oder nach Landes-
recht unterliegen, nicht vorbereitet oder begründet werden
(Nr. 1) und es dürfen keine Anhaltspunkte für eine Beein-
trächtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b) BauGB ge-
nannten Schutzgüter bestehen (Nr. 2). Diese Voraussetzun-
gen sind nach Auffassung des OVG vorliegend erfüllt.
Die Durchführung eines vereinfachtes Planänderungsverfah-
ren ist zulässig, wenn die Änderung das der bisherigen Pla-
nung zugrunde liegende Leitbild nicht verändert, wenn also
der planerische Grundgedanke erhalten bleibt. Abweichun-
gen von geringerem Gewicht, also jene, die die ursprüngli-
che Planungskonzeption unangetastet lassen, berühren die
Grundzüge der Planung nicht.9 Vorliegend ist eine Änderung
des planerischen Leitbildes nach den Ausführungen des Ur-
teils jedenfalls nicht zu erkennen, da insbesondere die Ge-
bietsart nicht verändert wurde.
Im Urteil heißt es hierzu wörtlich: „Unter Zugrundelegung
dieser Kriterien beinhalten die hier vorgenommenen Ände-
rungen der textlichen und zeichnerischen Festsetzungen ein-
schließlich der geringfügigen Erweiterung des Plangebiets
sowohl für sich betrachtet als auch in einer Gesamtschau
keine Änderungen der planerischen Gesamtkonzeption, de-
ren entscheidendes Kriterium die Ausweisung eines Dorfge-
biets darstellt.“
Zudem verkennen die Antragsteller, die vortragen, dass mit
der 2. Änderungsplanung erstmals eine Entwicklung von ei-
nem Wohngebiet zu einer Mischnutzung eingeleitet werde,
die Tatsache, dass die Art der Nutzung nicht Gegenstand
der strittigen Satzung ist, da die Gebietsart im Änderungs-
plan unangetastet bleibt. Zudem ergibt sich aus der Plan-
begründung der Ursprungsfassung des Bebauungsplans
der Wille der Gemeinde, gerade kein Wohngebiet festzuset-
zen, um auch die Ansiedlung von möglicherweise immissi-
onsträchtigen landwirtschaftlichen Betrieben im Plangebiet
zu ermöglichen und ihre Errichtung nicht durch Abwehran-
sprüche der Eigentümer von Wohnbauten zu gefährden. Da-
bei führt auch die missverständliche Formulierung in der Be-
gründung zur 1. Planänderung, in der unter anderem auf
den Ausbau der wohnbaulichen Entwicklung abgestellt wur-
de, nicht zu einer abweichenden Betrachtung, da es im Zu-
ge der 1. Änderung bei der Festsetzung eines Dorfgebiets
geblieben ist und auch in diesem Zusammenhang keine Än-
derung der Gebietsart festgesetzt wurde.
Auch aus der Tatsache, dass die üblichen Grundstücksgrö-
ßen im Plangebiet zwischen 650 und 750 m2 liegen kann
nach Auffassung des OVG im Übrigen nicht die Schlussfol-
gerung gezogen werden, dass ursprünglich die Entstehung
eines Wohngebiets gewollt war und die Dorfgebietsauswei-
sung daher einen „Etikettenschwindel“ darstellt, weil der
Zuschnitt der Einzelparzellen nicht zum Regelungsinhalt der
Festsetzungen eines Bebauungsplans gehört. Zudem kön-
nen sich nach Auffassung des Gerichts auch gerade auf klei-
neren Parzellen durchaus Betriebe ansiedeln, die für ein
Dorfgebiet typisch sind.
Im weiteren Verlauf beschäftigt sich das Gericht mit der Fra-
ge der Auswirkungen eines möglichen Verfahrensfehlers
(fälschliche Anwendung des § 13 BauGB) und stellt fest,
dass dieser nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB, selbst
wenn er vorgelegen hätte, unbeachtlich gewesen sei. Es sei

nämlich von dem Grundsatz auszugehen, dass eine Verlet-
zung des § 13 Abs. 1 BauGB einen unbeachtlichen Verfah-
rensfehler darstellt, wenn nicht ein weiterer beachtlicher, in
§ 214 Abs. 1 BauGB gesondert aufgeführter Verfahrensver-
stoß hinzutritt.10

Auch die von den Klägern behaupteten Bekanntmachungs-
fehler bei der Auslegung der Planentwürfe wurden vom Ge-
richt verneint, da im vereinfachten Verfahren der betroffenen
Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb an-
gemessener Frist (Alternative 1) gegeben oder wahlweise
die Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB (Alternative 2)
durchgeführt werden kann. Der zuletzt genannten Alterna-
tive zufolge sind die Entwürfe der Bauleitpläne mit der Be-
gründung für die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen
(Satz 1), wobei Ort und Dauer der Auslegung mindestens
eine Woche vorher ortsüblich bekannt gemacht werden
müssen (Satz 2).
Die Antragsteller haben zwar zutreffend darauf hingewiesen,
dass die Bekanntmachung der Gemeinde zur Auslegung
des Plans die Wochenfrist des § 13 Abs. 2 Nr. 2 Alternative
2 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB nicht wahrt, allerdings ist dies
nach Feststellung des Gerichtes unschädlich, da die Kom-
mune im vorliegenden Fall von der Möglichkeit des § 13
Abs. 2 Nr. 2 Alternative 1 BauGB Gebrauch gemacht hat.
Dafür spricht nämlich laut Urteil des OVG der im Bekannt-
machungstext erfolgte ausdrückliche Hinweis auf den ein-
geschränkten Personenkreis der „betroffenen Bürger“.11

Dass – wie im Fall des § 13 Abs. 2 Satz 1 Alternative 2
BauGB – die Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit vor-
liegend in Form einer öffentlichen Auslegung stattgefunden
hat, ist dabei unschädlich, denn in welcher Form die Betei-
ligung vorgenommen wird, ist durch § 13 BauGB nicht vor-
gegeben und liegt im Ermessen der Gemeinde.
Neben weiteren Punkten wird vom erkennenden Senat
schließlich eine der Kernfragen aufgegriffen, die bei vielen
Bauleitplänen gestellt wird, nämlich ob die streitgegenständ-
liche 2. Änderungsplanung im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB
für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung der beklag-
ten Gemeinde erforderlich war.
Die zitierte Vorschrift setzt der Bauleitplanung einer Kom-
mune eine erste, strikt bindende Schranke, allerdings geht
die Planungshoheit und damit auch die Möglichkeit einer
Gemeinde, durch einen Bebauungsplan eine eigene „Städte-
baupolitik“ zu betreiben recht weit, so dass die Vorschrift
laut Urteil dem Grunde nach lediglich „grobe und einiger-
maßen offensichtliche Missgriffe“ ausschließt. Sie betrifft
nämlich nur die generelle Notwendigkeit einer Planung,
nicht jedoch die Einzelheiten einer konkreten planerischen
Lösung.12

Was im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB städtebaulich erforder-
lich ist, bestimmt sich stets nach der jeweiligen planerischen
Konzeption der Gemeinde.13 Im Urteil heißt es hierzu: „Nicht
erforderlich ist demzufolge nur ein Bebauungsplan ohne po-
sitive Planungskonzeption, der ersichtlich der Förderung von
Zielen dient, für deren Verwirklichung die Planungsinstru-
mente des Baugesetzbuches nicht bestimmt sind, oder der
die Aufgabe der verbindlichen Bauleitplanung nicht zu erfül-
len vermag, weil er aus tatsächlichen oder Rechts gründen
auf Dauer oder auf unabsehbare Zeit nicht vollzugsfähig
ist.“14

Auch die strittige Frage, ob es sich bei der 2. Planänderung,
wie von den Antragstellern geltend gemacht, um eine reine
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„Gefälligkeitsplanung“ zugunsten privater Interessen han-
delt, verneint das OVG Koblenz und führt aus, dass eine Ge-
meinde eine Bauleitplanung zwar nicht vorschieben darf,
um allein private Interessen zu befriedigen, es ihr allerdings
nicht verwehrt ist, hinreichend gewichtige private Belange
zum Anlass ihrer Planung zu nehmen. Dabei darf sie sich
auch durchaus an den Wünschen eines Grundstückseigen-
tümers orientieren, sofern damit zugleich städtebauliche Be-
lange und Zielsetzungen umgesetzt werden.15 Das Zusam-
menwirken einer Gemeinde mit privaten Bauherren oder In-
vestoren bei der Einleitung und Aufstellung der Bauleitpläne
widerspricht nach Ansicht des Gerichtes grundsätzlich nicht
den Vorgaben des § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB im Hinblick auf
die „Erforderlichkeit“ einer Planung. Dies bestätigen im Üb-
rigen auch die Vorschriften über den Vorhaben- und Er-
schließungsplan nach § 12 BauGB.16

Im Urteil wird ausführlich dargelegt, dass es sich im vorlie-
genden Fall keineswegs um eine Gefälligkeitsplanung, son-
dern um eine von „städtebaulich legitimen Zielen getragene,
positive Planungskonzeption“ handelt, da die Gemeinde mit
der Planänderung die Möglichkeit schaffen möchte, eine
Winzerstelle mit angegliederter Gästebeherbergung zu rea-
lisieren und dabei einem ortsansässigen Betrieb die Mög-
lichkeit einräumen will, seinen Standort zu sichern.
Interessant ist im Übrigen die vom Gericht getroffene Fest-
stellung, dass sich auch aus einer per städtebaulichem Ver-
trag vereinbarten Übernahme der Planungskosten durch ei-
nen Privaten nicht herleiten lässt, dass ausschließlich im pri-
vaten Interesse gehandelt wird.
Im Zuge der Abwägung dürfen zudem auch die städtebau-
lich durchaus legitimen Belange der Wirtschaft bzw. der
Landwirtschaft, die in § 1 Abs. 6 Nr. 8 a und b BauGB ja aus-
drücklich genannt werden, einbezogen und gewichtet wer-
den, so dass mit Hilfe eines Bebauungsplans auch, wenn
auch nicht ausschließlich, eine „infrastrukturelle Standort-
politik“ zugunsten eines Betriebs möglich ist.17 Eine unzu-
lässige Gefälligkeitsplanung vermag das Gericht jedenfalls
vorliegend nicht zu erkennen.18

Auch ein „Etikettenschwindel“, wie er von den Klägern be-
hauptet wird, liegt regelmäßig nur dann vor, wenn eine be-
stimmte planerische Festsetzung – wie im strittigen Fall z.B.
die Ausweisung eines Dorfgebietes – nicht dem entspricht,
was von der Gemeinde tatsächlich gewollt wird. Es muss
also erkennbar „vorgeschoben“ sein, um das eigentliche,
unzulässige Planungsziel zu verdecken.
Im weiteren Verlauf beschäftigt sich das Gericht noch aus-
führlich mit den Fragen des „zulässigen“ Verkehrslärms und
seiner Ermittlung und Bewertung sowie damit, inwieweit in
diesem Zusammenhang möglicherweise eine fehlerhafte Ab-
wägung vorgenommen wurde. Zudem wird die Zulässigkeit
der Ausdehnung des Baugebiets auf eine Außenbereichs-
parzelle untersucht und geklärt, ob die sich aus § 1a Abs. 2
Sätze 2 und 3 BauGB ergebenden Belange des Umwelt-
und Naturschutzes von der Gemeinde ordnungsgemäß in
die Abwägung eingestellt wurden. Auch diesbezüglich kann
das OVG jedoch keine gravierenden Fehler erkennen und
weist die Argumentation der Kläger insoweit zurück.
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